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Seit den europäischen Gipfeltreffen und Konferenzen vom Dezember 1996 (OSZE,
NATO-Außenministerrat, Europäischer Rat in Dublin) stand fest: Für die Staaten
Mittel- und Osteuropas (MOE) würde 1997 ein Jahr historischer Entscheidungen.
Nach jahrelangen Beratungen fielen im Juni/Juli 1997 für die Osterweiterungspro-
zesse von NATO und EU die ersten Würfel. Für die mitteleuropäischen Kernländer
des Zentraleuropäischen Freihandelsabkommens (CEFTA) - Polen, Slowenien,
Tschechien, Ungarn - öffnete sich damit der Weg zur lang ersehnten „Rückkehr
nach Europa". Nur die Slowakei, die bis 1994 noch zu den ersten Beitrittskandida-
ten gezählt hatte, fand sich in beiden Beitrittsprozessen klar marginalisiert.

Seit März 1996 hatten die Regierungen Mittel- und Osteuropas ihr Interesse auf
die EU-Regierungskonferenz gerichtet, die bis zum letzten Moment nur zähe Fort-
schritte gemacht hatte. Nach langen, kontroversen Beratungen ebnete der Amster-
damer EU-Gipfel im Juni schließlich doch den Weg für eine Aufnahme von EU-
Beitrittsverhandlungen mit den Reformstaaten Mittel- und Osteuropas Anfang
nächsten Jahres. Nach den Gutachten (avis) der Europäischen Kommission, die
Mitte Juli vorgelegt wurden, konnten die vier erfolgreichsten CEFTA-Staaten
(sowie Estland und Zypern) damit rechnen, 1998 mit der EU Beitrittsverhandlun-
gen zu beginnen. In der zweiten Jahreshälfte 1997 muß nun über das „Wie" der
Erweiterung entschieden werden, wobei die Modalitäten („Gruppenmodell", „Start-
linienmoden", Auffangstrategie für die Kandidaten der zweiten Runde) bislang
umstritten bleiben.

Während die EU-Vollmitgliedschaft auch für die CEFTA-Vorreiterstaaten wohl
erst jenseits der Jahrhundertwende zu realisieren sein wird, eröffnete die Einla-
dung des historischen NATO-Gipfels in Madrid im Juli an Polen, Tschechien und
Ungarn die Perspektive eines Beitrittes zur Atlantischen Allianz schon in zwei Jah-
ren. Vor allem Polen hatte bis zuletzt vor einer Mitgliedschaft „zweiter Klasse" aus
Rücksicht auf russische Sicherheitsbedenken gewarnt. Nach der im Mai unter-
zeichneten „Grundlagen-Akte" zwischen der NATO und Rußland schien Moskau
sich jedoch zähneknirschend mit der ersten Erweiterungsrunde der NATO abge-
funden zu haben. Nur für Slowenien bedeutete das amerikanische Votum, die NATO
zunächst nur um drei Staaten zu erweitern, eine herbe Enttäuschung. Doch kann
sich Ljubljana berechtigte Hoffnungen auf eine zweite Runde der NATO-Oster-
weiterung vor dem Jahr 2000 machen.

Trotz eifriger diplomatischer Bemühungen ging für alle mittel- und osteuropäi-
schen Staaten ein langes Jahr des Abwartens zu Ende. In beiden Osterweiterungs-
prozessen wurden die Weichen letztlich in Brüssel und den westlichen Hauptstäd-
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ten gestellt. Auch die CEFTA-Staaten konnten wenig mehr tun, als ihre politischen
und wirtschaftlichen Anpassungsanstrengungen weiter voranzutreiben. Eine andere
wichtige Hausaufgabe lag in der Bearbeitung der umfangreichen EU-Fragebögen,
anhand derer die Europäische Kommission ihre Stellungnahmen erarbeitete. Dane-
ben konzentrierten sich die Bemühungen weiter um eine Umsetzung der anderen
EU-Heranführungsinstrumente: den (verbesserten) „strukturierten Dialog", die
Implementierung des Binnenmarkt-Weißbuches, die Umsetzung der PHARE-Pro-
gramme sowie die Sitzungen der Assoziierungsräte. Fast alle CEFTA-Staaten haben
inzwischen nationale Programme für die Vorbereitung ihres EU-Beitrittes ent-
wickelt. Ein wichtiges Signal setzte auch die Aufnahme Polens (als dritter MOE-
Staat nach Tschechien und Ungarn) in den Club der hochindustrialisierten OECD-
Staaten. Zudem wurde der Freihandelsraum EU-EFTA zum 1. Januar 1997 durch
eine Harmonisierung der Ursprungsregeln auf die zehn MOE-Staaten ausgedehnt.'

Zunehmende Ermüdungserscheinungen

Die historischen Beitrittsentscheidungen von EU und NATO haben indes keines-
falls alle Hindernisse für eine erfolgreiche Westintegration der CEFTA-Staaten
beseitigt. In der EU, aber auch in Mittel- und Osteuropa ist man sich im klaren,
daß allen Seiten ein langwieriger Verhandlungs- und Beitrittsprozeß bevorsteht.
Dabei werden neben weiteren Anpassungsleistungen der Reformländer die Struk-
turreform der EU („Agenda 2000") sowie die Ausarbeitung komplizierter Über-
gangsregelungen für die einzelnen Beitrittsstaaten im Mittelpunkt stehen. Auch
wenn hochrangige Politiker wie Bundeskanzler Kohl oder der französische Präsi-
dent Chirac immer wieder das Jahr 2000 für einen EU-Beitritt der ersten MOE-
Staaten in Aussicht stellten, haben die Regierenden in Warschau, Prag und Buda-
pest erkannt, daß eine Vollmitgliedschaft vor dem Jahr 2002 oder 2003 kaum reali-
stisch ist.

Indessen mehren sich auch in den CEFTA-Staaten die Anzeichen dafür, daß die
Transformationsdynamik im achten Jahr nach der Wende an Schwung eingebüßt
hat. In den meisten CEFTA-Staaten sind die Steigerungsraten bei Wirtschafts-
wachstum und Industrieproduktion tendenziell abgeflacht; vor allem aber verzeich-
nen alle fünf Staaten inzwischen erhebliche Defizite in ihren Handels- und Dienst-
leistungsbilanzen. Auch in absehbarer Zukunft drohen die Einfuhren - vor allem
aus der EU - real deutlich stärker zu steigen als die Ausfuhren. Dabei zeigt sich
eine Schattenseite der zunehmenden Verflechtung mit der EU: Die Außenhandels-
probleme der stark exportabhängigen MOE-Staaten reflektieren vor allem die Kon-
junkturschwäche in der Europäischen Union.

Besorgniserregend ist zudem die rückläufige Zustimmung zur Europäischen
Union gerade in den MOE-Staaten, die einer Mitgliedschaft näher gerückt sind.
Die Gründe dafür sind vielfältig. In allen MOE-Staaten nimmt der Mißmut über
die sozialen Härten des wirtschaftlichen Umbaus zu. Zunehmend wird die Frage
gestellt, ob der EU-Beitritt die schmerzhaften Anstrengungen wirklich lohnt. An
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einem Punkt, an dem sich die Union für einen historischen Reform- und Erweite-
rungsprozeß rüstet, droht der „Euro-Enthusiasmus", mit dem der Osten Ende der
achtziger Jahre die internationale Bühne betrat, verlorenzugehen.

Nur in Polen sprachen sich 1996/97 immer noch 80% der Bevölkerung für einen
EU-Beitritt aus. Vollmundig pries das Land sich bereits als Eckpfeiler einer neuen
französisch-deutsch-polnischen Dreier-Allianz an, die den Motor der europäischen
Integration bilden soll. Auch die „Nationale Strategie" für Polens EU-Integration
sowie das Programm „Euro 2006" von Finanzminister Kolodko, das den Blick
bereits auf eine Teilnahme Polens an der Europäischen Währungsunion richtet,
unterstrichen den festen Integrationswillen der postkommunistischen Regierung.
Nach heftigen Debatten konnten sich auch in der oppositionellen „Aktion Solida-
rität" die gemäßigten Kräfte durchsetzen, die einen EU-Beitritt ihres Landes befür-
worten. Dies kann jedoch nicht darüber hinwegtäuschen, daß sich die politischen
Fronten in Polen seit 1989 radikal umgekehrt haben: Gerade in den konservativen
Parteien, die früher auf den Westen setzten, mehren sich im Wahljahr 1997 die
europa-skeptischen, teilweise offen europafeindlichen Stimmen.

In Tschechien, dem bisherigen Vorreiter der Westintegration, befürworten heute
gerade noch 50% der Bevölkerung einen Beitritt zur EU und nur 30% eine Mit-
gliedschaft in der NATO. In Ungarn ist die Zustimmung zur EU längst unter 50%
gesunken, und die Regierung gibt zu, daß die Unterstützung eher auf „emotiona-
len" als auf rationalen Überlegungen basiert; grundsätzlich würde ein großer Teil
der Bevölkerung die Neutralität ihres Landes vorziehen. Auch in Slowenien, wo
die Zustimmung zur EU bei 60% rangiert, weisen die Verzögerungen bei der Rati-
fizierung des EU-Assoziierungsabkommens auf tiefgreifende politische Wider-
stände. Trotz wiederholter Mahnungen aus Brüssel und Straßburg kommt zudem
die Anpassung der slowenischen Gesetze an EU-Normen nur schleppend voran.
Nicht nur in Ljubljana wird die wachsende EU-Skepsis auch durch Ängste vor
einem „Ausverkauf" der Wirtschaft an ausländisches Kapital genährt.

Widersprüchlich blieb die Lage in der Slowakei, die in vielem bereits einen Son-
derfall unter den künftigen Beitrittsstaaten bildet. Dabei stand die Europapolitik
der Slowakei weiter im Zeichen von Doppeldeutigkeiten, die dazu geführt haben,
daß Bratislava seinen ursprünglichen Startvorteil gegenüber den westlichen Struk-
turen weitgehend verspielt hat. Offiziell hielt die Regierung am Ziel eines raschen
Beitrittes zu EU, WEU und NATO fest. Doch die europafeindlichen Positionen der
Koalitionspartner von Ministerpräsident Meciar, die Intensivierung der slowakisch-
russischen Beziehungen und vor allem das gescheiterte Referendum über einen
NATO-Beitritt des Landes im Mai 1997 ließen die Zweifel an der Integrations-
fähigkeit der Slowakei weiter wachsen. Ein deutliches Zeichen setzte der Rücktritt
von Außenminister Hamzik nach dem Referendums-Debakel. Offen kritisierte auch
EU-Kommissar van den Broek die Umstände, die zu dem gescheiterten Doppel-
Referendum geführt hatten, und gab der slowakischen Regierung eine Frist bis
zum Jahresende, um durch „klare Signale" ihren Weg zu Demokratie und Rechts-
staatlichkeit zu stärken.2 Indes deutet wenig darauf hin, daß die Beziehungen zwi-
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sehen der EU und Bratislava, die inzwischen von manchen mit einem „Dialog der
Tauben" verglichen werden, kurzfristig verbessert werden könnten.

Auf dem Weg zu politischer Normalisierung?

Wie in den letzten Jahren verläuft die innenpolitische Entwicklung bei den MOE-
Vorreiterstaaten differenziert. Vor allem Polen verzeichnete nach den Turbulenzen
der ersten Reformjahre eine neue Kontinuität in der Wirtschafts- und Außenpolitik.
Nach den Grabenkämpfen zwischen Präsident und Regierung, die das Land
gelähmt hatten, entwickelte sich unter Präsident Kwasniewski - zumindest vorü-
bergehend - eine Ära politischer Kooperation. Einen wichtigen Gewinn für die
innenpolitische Stabilität des Landes bedeutet die polnische Verfassung, die nach
jahrelangem Ringen im März 1997 vom Parlament verabschiedet und im Mai per
Referendum angenommen wurde. Nach allen Auseinandersetzungen zwischen den
Staatsgewalten hat das neue Grundgesetz die Kompetenzen des Ministerpräsiden-
ten gestärkt; außerdem wurde die zivile Kontrolle des Militärs festgeschrieben und
- rechtzeitig für Polens „doppelten Beitritt" - die Möglichkeit verankert, nationale
Souveränitätsrechte abzutreten. Weitere Fortschritte konnte die unter Kwasniewski
aktiv betriebene Ostpolitik Polens verzeichnen; vor allem mit der Ukraine wird
inzwischen eine Art „strategischer Partnerschaft" vorangetrieben. Allerdings dro-
hen die im September bevorstehenden Parlamentswahlen die alten politischen Fron-
ten wieder aufleben zu lassen. So könnte das Jahr 1997 für Polen auch innenpoli-
tisch eine Wende bedeuten.

Anders gestaltete sich die Lage im bislang musterhaft stabilen Tschechien, das
unter der konservativ-liberalen Minderheitsregierung (seit Mai/Juni 1996) von
Ministerpräsident Klaus zusehends in die ernsteste politische und wirtschaftliche
Krise seit der Wende strauchelte. Weder die im November 1996 abgehaltenen ersten
Wahlen für die zweite Senats-Kammer, noch die Verabschiedung der lange umstrit-
tenen deutsch-tschechischen Erklärung (Januar 1997) trugen dazu bei, die innen-
politische Lähmung zu überwinden. Statt dessen brachten Koalitionsstreitigkeiten,
negative Wirtschaftsdaten und eine Reihe aufsehenerregender Finanz- und Privati-
sierungsskandale das bisherige Musterland in die Schlagzeilen. Weder zwei Spar-
pakete in Milliardenhöhe, noch eine Regierungsumbildung konnten den rapiden
Vertrauensverlust der Regierung aufhalten. Mit einer denkbar knapp überstande-
nen Vertrauensabstimmung (im Juni) schien die Regierung Klaus nur einen kurzen
Zeitgewinn erreicht zu haben.

Auch im dritten EU-Beitrittsland Ungarn wurde das politische Vertrauen der
Bevölkerung im „Jahr der Entscheidungen" schwer geprüft. 1996 sollten die 1 100-
Jubiläumsfeiern der Landnahme der Magyaren und der 40. Jahrestag des Volksauf-
standes von 1956 im Mittelpunkt stehen. Statt dessen prägten Koalitionsdifferen-
zen, politische Skandale, prominente Korruptionsfälle und die ungelösten sozialen
Probleme die Stimmung im Land. Die Rücktritte von insgesamt fünf Ministern
trugen wenig dazu bei, den Popularitätsverlust der Regierung Hörn aufzuhalten.
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Trotz erster Eingriffe in das umstrittene Stabilisierungsprogramm der Regierung
registrierten die konservativen Oppositionsparteien, vor allem die radikale Klein-
bauernpartei, wachsenden Zulauf. Ein wichtiges positives Signal setzte jedoch die
Verabschiedung des umstrittenen Grundlagenvertrages mit Rumänien, der nach
dem konservativen Machtwechsel in Bukarest möglich geworden war.

Auch das Bild des erfolgreichen Vorreiters Slowenien, dessen Pro-Kopf-Ein-
kommen bereits fast an das Niveau der EU-Staaten Griechenland und Portugal her-
anreicht, büßte einiges von seinem Glanz ein. Nach den Parlamentswahlen im
November 1996, die erwartungsgemäß einen starken Rechtsruck brachten, blieb
das Land monatelang ohne handlungsfähige Regierung. Erst Ende Februar gelang
es Ministerpräsident Drnovsek, der seine Position behaupten konnte, die Pattsitua-
tion durch die Bildung einer Koalition zwischen seinen Liberaldemokraten (LDS)
und der bäuerlich-konservativen Volkspartei (SLS) zu durchbrechen. Damit konn-
ten erstmals die politischen Fronten, die das Land seit der Unabhängigkeit geprägt
haben, überbrückt werden. Doch obwohl sich die neue Regierung auf eine sichere
Mehrheit stützen kann, bedrohte der Streit über die für eine Ratifizierung des EU-
Assoziierungsvertrages nötige Verfassungsänderung schon bald den Fortbestand
der Koalition. Indes konnte auch Slowenien außenpolitisch weitere Fortschritte
verbuchen, vor allem in der Annäherung an Italien, das nach einer langen Blockie-
rungspolitik zum aktivsten Fürsprecher von Sloweniens Westintegration geworden
ist. Eine fortschreitende Normalisierung deutet sich auch mit der Regierung in Bel-
grad und dem Nachbarn Kroatien an.

Erheblich widersprüchlicher blieb die Situation in der Slowakei, die sich zuneh-
mend in die Position eines Außenseiters manövriert hat. Dabei erscheint die polari-
sierte innenpolitische Lage zunehmend als schwerste Hypothek für die Außenpoli-
tik des Landes. Der Machtkampf zwischen Ministerpräsident Meciar und Präsident
Koväcs dauerte trotz eines Treffens der beiden Politiker im August 1996 unver-
mindert heftig an. Zugleich wurde Meciars Regierungskoalition von den bislang
heftigsten internen Konflikten erschüttert, wobei Privatisierungskonflikte und
außenpolitische Fragen im Mittelpunkt standen. Da die Opposition jedoch weiter
schwach und zerstritten bleibt, besteht wenig Aussicht auf eine Änderung der poli-
tischen Konstellationen. Seit Ende 1996 verlagerten sich die Fronten zunehmend
in die Kulturpolitik, wo Versuche der Regierung, eine „Slowakisierung" der kultu-
rellen Institutionen durchzusetzen, auf erbitterten Widerstand der Opposition
stießen. Nach der Entlassung mehrerer Kulturpersönlichkeiten kam es Anfang 1997
zu Streiks bei den führenden Bühnen des Landes, die in Auseinandersetzungen mit
der Polizei eskalierten. Daneben prägte das Fiasko um das ursprünglich von der
Regierung forcierte Referendum über einen NATO-Beitritt der Slowakei das
Geschehen. Die Volksabstimmung, die von der Opposition mit einer Befragung
zum Wahlmodus des Staatsoberhauptes verbunden worden war, endete im Chaos,
nachdem die Regierung auf gesetzwidrige Manipulationen zurückgegriffen hatte.
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Zwischen Stabilisierung und Stagnation

Trotz anhaltender struktureller Defizite bleiben die fünf CEFTA-Staaten eine
Wachstumsregion ersten Ranges. Zwar verzeichneten alle fünf Länder 1995 ein
schwächeres Wachstum des Bruttoinlandsproduktes (BIP) als 1995, doch sehen die
meisten Prognosen westlicher Institute ab 1997 eine neue Wachstumsdynamik vor-
aus.3 Spitzenreiter bleiben Polen und die Slowakei, die 1996 einen BIP-Anstieg
von 6% beziehungsweise 6,9% verbuchen konnten. Dabei scheint jedoch vor allem
der Aufschwung in der Slowakei strukturell nicht gefestigt und von wachsendem
Staatsinterventionismus bedroht.

Strukturprobleme bedrohen auch das viel beneidete Prager Wirtschaftswunder,
dessen langfristigen Defizite, vor allem im Finanz- und Unternehmensbereich,
inzwischen mehr als sichtbar geworden sind. Für 1997 und 1998 rechnen einige
westliche Prognosen nur noch mit einem tschechischen BIP-Wirtschaftswachstum
zwischen 1% und 3%.

Insgesamt zeichnet sich jedoch deutlich ab, daß die außenwirtschaftliche Öff-
nung und wachsende Verflechtung mit der EU die mittel- und langfristigen Wirt-
schaftsaussichten der Reformländer positiv beeinflussen. Schon heute erreichen
die CEFTA-Staaten eine ähnliche Handelsverflechtung mit der EU wie die heuti-
gen EU-Mitgliedstaaten untereinander. So wickelte Slowenien 1995 fast 87% sei-
nes Handels mit der Europäischen Union ab, gefolgt von Polen mit 70%. Nur die
Slowakei fällt hier mit rund 37% deutlich zurück, selbst gegenüber anderen Asso-
ziierungsstaaten wie Estland und Rumänien. Gemeinsam ziehen die fünf CEFTA-
Staaten inzwischen knapp 90% aller ausländischen Direktinvestitionen in die östli-
chen Transformationsländer auf sich. Dabei verbucht allein Ungarn 40% der insge-
samt 32,5 Mrd. US-$ (Stand: Juli 1996), die seit 1993 in die CEFTA-Region geflos-
sen sind, gefolgt von Polen (23%) und Tschechien (16%).4

Vorübergehend haben Öffnung und Integration allerdings zu einer starken Ver-
schlechterung der Handels- und Leistungsbilanzen geführt. Nachdem der Handel
zwischen der EU und den MOE-Staaten bis 1995 jährliche Zuwachsraten von bis
zu 35% verzeichnete, haben die Exporte der Reformstaaten inzwischen erhebliche
Einbußen registriert. Westliche Experten rechnen jedoch damit, daß höhere Wachs-
tumsraten in den nächsten Jahren zu einer Erholung des Außenhandels führen dürf-
ten. Dieselben Analysen zeigen aber auch, daß ein dynamisches Wachstumstempo
nur zu halten sein wird, wenn die CEFTA-Staaten größere Anstrengungen unter-
nehmen, ihre makroökonomischen Rahmenbedingungen an EU-Normen anzupas-
sen und komparative Vorteile auch in Branchen mit höherer Humankapital- und
Forschungsintensität zu entwickeln.5 Nur wenn es den Ländern weiter gelingt,
einige Jahre überdurchschnittliche Wachstumsraten zu erzielen, bestehen Aussich-
ten, das erhebliche Wohlstandsgefälle zur EU abzubauen. Nach fast allen westli-
chen Studien wird es auch bei einer raschen EU-Integration Jahrzehnte dauern, bis
die MOE-Staaten an das durchschnittliche Pro-Kopf-Einkommen der heutigen EU-
Staaten heranreichen werden.
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Zunehmende intra-regionale Dynamik

Im historischen Jahr der „Rückkehr nach Europa" hat auch die intra-regionale
Kooperation in Mittel- und Osteuropa, die trotz steten Drängens der EU nur schlep-
pende Fortschritte gemacht hatte, eine neue Dynamik entwickelt. Vor allem beginnt
die Zentraleuropäische Freihandelszone CEFTA, die 1993 gegründet wurde, zuneh-
mende Integrationskraft zu entwickeln. Nach Slowenien, das Anfang 1996 CEFTA-
Mitglied wurde, trat 1997 Rumänien als sechster Staat dem Abkommen bei. Dane-
ben warten die baltischen Staaten, vor allem Litauen, sowie Bulgarien und als erster
GUS-Staat die Ukraine auf Aufnahme. Unterdessen schreitet der Ausbau eines
gemeinsamen freien Marktes schneller voran als ursprünglich geplant. Trotz inter-
ner Widerstände sollen die Agrarzölle, die schon Ende 1995 verringert worden
waren, bis Ende 1997 gänzlich abgebaut werden. Zudem werden in diesem Jahr
die meisten Beschränkungen im Handel mit Industriewaren fallen. Vor allem die
dynamische Entwicklung des Handels zwischen den künftigen EU-Mitgliedern
Polen und Tschechien, der sich seit 1993 mehr als verdoppelt hat, gibt Anlaß zur
Hoffnung. Allein 1995 hat Polen seinen Warenumsatz mit den CEFTA-Partnern
verdoppelt (von 3 auf 6 Mrd. US-Dollar). Zwischen 1993 und 1996 stieg auch
Polens Handelsaustausch mit der Urkraine von 250 Mio. auf 1,5 Mrd. US-Dollar.
Insgesamt entwickelt sich das Potential des intra-regionalen Handels unter den
zehn Assoziierungsländern jedoch sehr unterschiedlich. Während der Warenaus-
tausch mit den MOE-Partnern bei Slowenien und Polen auf rund 3% beziehungs-
weise 7% des gesamten Außenhandels gesunken ist, wickelt die Slowakei immer
noch 46% ihres Exportes und 33% ihres Importes innerhalb der MOE-Region ab.6

Von historischer Bedeutung ist daneben vor allem die neue Dynamik in den
Normalisierungs- und Aussöhnungsbemühungen zwischen den einzelnen MOE-
Staaten beziehungsweise zwischen den MOE-Staaten und ihren östlichen GUS-
Nachbarn, vor allem der Ukraine.7 Nach jahrelanger einseitiger Fixierung auf Brüs-
sel („Tunnelblick") haben zahlreiche Regierungen Ostmitteleuropas im vergange-
nen Jahr eine beeindruckende Reihe von bilateralen Grundlagen- und Nachbar-
schaftsverträgen unterzeichnet. Insgesamt bedeutet dieses „Feuerwerk der Versöh-
nung" einen substantiellen Neubeginn für die Zukunft der Region. Auch hier deu-
tet viel darauf hin, daß die Integrationsimpulse von EU und NATO erheblich dazu
beitragen, den Verständigungswillen in Mittel- und Osteuropa zu fördern. Dabei
sind die MOE-Staaten jedoch nicht mehr nur von dem Wunsch getrieben, sich für
die Beitrittsprozesse möglichst gut zu plazieren. Bei vielen MOE-Ländern ist die
Einsicht gewachsen, daß gutnachbarschaftliche Beziehungen an den künftigen
Randzonen der EU auch in ihrem Eigeninteresse liegen. Klarer Vorreiter bleibt
Polen, dem in den historisch belasteten Beziehungen mit Litauen und der Ukraine
spürbare Annäherungsschritte gelungen sind. Im Rahmen des Ostseerates, des
deutsch-französisch-polnischen „Weimarer Dreiecks" und in der sich festigenden
trilateralen Kooperation mit Deutschland und Dänemark ist Polen regional so ein-
gebunden wie kaum ein anderer MOE-Staat. Langfristig positive Signale gehen
auch von den beiden umstrittenen Grundlagenverträgen aus, die Ungarn mit der
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Slowakei und Rumänien abgeschlossen hat. Auch wenn wichtige Gruppierungen
wie die Zentraleuropäische Initiative (ZEI) weiter hinter ihrem Potential zurück-
bleiben, weisen neue regionale Achsen wie die „Trilaterale" zwischen Italien,
Ungarn und Slowenien in die richtige Richtung. Als einziges fällt auch hier die
rapide Verschlechterung der Beziehungen zwischen der Tschechischen und Slowa-
kischen Republik aus dem Rahmen, die im April mit der Absage des geplanten
Besuches von Ministerpräsident Meciar in Prag ihren vorläufigen Höhepunkt fand.
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